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Am 25. Februar 2010 wurde Viktor Janukowitsch in sein Amt als Präsident eingeführt. Genau ein 
Jahr nach seiner Amtseinführung fand ein vierstündiger Fernsehfragemarathon statt, der die Ver-
bundenheit des Machthabers mit dem Volk demonstrieren sollte. Die vorbereiteten Fragen und 
Antworten erinnerten an ähnliche Veranstaltungen in Russland. Die Botschaft an das Volk sollte 
lauten: „Wir hören Euch zu“. Das war auch die Botschaft der stellvertretenden Leiterin der Präsidi-
aladministration Hanna Herman, die in der Polit-Talk Show von Savik Schuster, in der jeden Frei-
tagabend Politik gemacht und erklärt wird, am Abend des 25. Februar 2011 forderte, man solle 
nicht ständig die Regierung kritisieren, sondern „uns helfen“, die schwierigen Probleme zu lösen. 
Vertrauen ist gut, aber Kontrolle ist besser. Wie sieht die politische Bilanz nach einem Jahr aus? 
 
Präsident Janukowitsch wurde im zweiten Wahlgang mit 48 Prozent zum Präsidenten gewählt. 
Obwohl nur Präsidentschaftswahlen stattgefunden hatten, war es sein erstes Ziel, die Regierung 
Abstract: Nach nur einem Jahr hat Präsident Janukowitsch eine ungeheure Machtfülle er-
reicht, die jederzeit einen Übergang zu einem autoritären Staat ermöglicht. Die Korruption 
wird vor allem verbal bekämpft und der angebliche Kampf gegen die Korruption dazu benutzt, 
den politischen Gegner in Schach zu halten. Die Pressefreiheit existiert eher formal und muss 
von den Journalisten und der Gesellschaft verteidigt werden. Der Staat ist stabil, doch wirkli-
che Reformen sind nicht in Sicht. Die Ukraine nähert sich immer mehr der „imitierten Demo-
kratie“ an – einem Phänomen, das wir bereits in Russland kennengelernt haben. 
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von Julia Timoschenko loszuwerden. Dies erreichte er unter Verletzung der Verfassung und mit 
einer Änderung der parlamentarischen Geschäftsordnung, Diese legte neu fest, dass auch frakti-
onslose Abgeordnete eine Abgeordnetengruppe bilden können und die Mehrheit im Parlament 
nicht mehr ausschließlich durch eine Koalition von Fraktionen, sondern durch die Mehrheit der 
Abgeordneten gebildet wird. Demokratietheoretisch kann man darüber streiten, wie Mehrheiten im 
Parlament formiert werden sollen. Nach der damals geltenden Verfassung verstieß dieses Verfah-
ren jedoch gegen die Verfassung. Besonders prekär war die Gründung einer Abgeordnetengruppe 
der Fraktionslosen deshalb, weil es sich um Abgeordnete handelte, die aus den Parteien, für die sie 
ins Parlament gewählt worden waren, aus unterschiedlichen Gründen ausgeschlossen worden wa-
ren. Janukowitsch bildete eine neue Regierungskoalition, in der seine Partei der Regionen zusam-
men mit dem Block Lytwyn, den Kommunisten und den bis dahin fraktionslosen Abgeordneten eine 




Die Opposition wird seit Juni 2010 mit Verfahren wegen Korruption überzogen. Derzeit sitzen fünf 
ehemalige Regierungsbeamte im Gefängnis. Der frühere Wirtschaftsminister Danylyschyn hat in 
Tschechien politisches Asyl erhalten. Julia Timoschenko darf das Land nicht verlassen. Entschiede-
nes Vorgehen gegen Korruption ist wünschenswert. Es fällt aber auf, dass die Korruptionsverfahren 
ausschließlich frühere Mitglieder des Teams von Julia Timoschenko betreffen. Damit entsteht der 
Verdacht, dass es vor allem um die Abrechnung mit dem politischen Gegner und um die Revanche 
für die erlittene Niederlage während der Orangenen Revolution geht. 
Auch die Verfahren selbst deuten in diese Richtung. Dem früheren Innenminister wurde zunächst 
die Veruntreuung von 4000.- EURO vorgeworfen. Er wurde sofort in Haft genommen und sitzt seit 
dem 26. Dezember in Untersuchungshaft  
Präsident Janukowitsch hat in mehreren Reden den Kampf gegen die Korruption zur Priorität der 
neuen Regierung erklärt. Die alte Regierung hatte bereits eine umfassende Anti-
Korruptionsgesetzgebung mit Hilfe internationaler Organisationen, wie z.B. der Venedig-
Kommission und dem Europarat und vielen anderen Experten vorbereitet. Nach dem Regierungs-
wechsel wurde das Inkrafttreten der Antikorruptionsgesetzgebung zunächst auf April 2010 ver-
schoben. Die Antikorruptionsgesetzgebung ist bis heute nicht in Kraft und wurde erneut auf März 
2011 verschoben. Dies zeigt die Kluft zwischen verbalen Erklärungen und tatsächlicher Politik. Das 
Staatliche Komitee zur Ausarbeitung einer Antikorruptionsstrategie, gegründet im Frühjahr 2010, 
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wurde de facto im Dezember 2010 schon wieder aufgelöst, die Antikorruptionsstrategie nie veröf-
fentlicht. Dabei wäre das entschiedene Vorgehen gegen Korruption eine wichtige Voraussetzung 
für erfolgreiche Reformen in Wirtschaft und Politik. Allein, es mangelt nicht an Expertise, sondern 
am politischen Willen. 
 
Ein Beispiel dafür, wie die neue Regierung den „Kampf gegen die Korruption“ in die Praxis umsetzt, 
ist die Wiedereinführung der Aufnahmeprüfungen an den Universitäten. Nach jahrelanger Über-
zeugungsarbeit und organisatorischer Vorbereitung hatte der frühere Bildungsminister Wakaruk 
landesweite zentrale Abiturprüfungen an den Schulen eingeführt. Diese schaffte der neue Bil-
dungsminister Dmitro Tabatschnyk als eine seiner ersten Amtshandlungen wieder ab. Das Ziel der 
zentralen und anonymisierten Schulprüfungen war, die Korruption zu verhindern, die bei den Ein-
gangsprüfungen an den Universitäten gang und gäbe war. Kein einziger Hochschulrektor protes-
tierte gegen die Wiedereinführung der Eingangsexamen an den Universitäten. Diese sind offenbar 
eine lukrative Einnahmequelle für die Universitäten. Der Bildungsgerechtigkeit und Verbesserung 





Der frühere Präsident Juschtschenko hatte während seiner Amtszeit ein „Institut des nationalen 
Gedenkens“ gegründet, das vor allem die Repressionen der Stalinzeit aufarbeiten sollte. Auch wenn 
das Institut öffentlich wenig in Erscheinung trat und nicht mit Aufarbeitungsinstitutionen wie z.B. 
der Behörde des Bundesbeauftragten für die Stasi-Unterlagen ("Gauck-/Birthler-Behörde") oder 
dem Institut für Nationales Gedenken (IPN) in Warschau zu vergleichen ist, so ist kaum nachzu-
vollziehen, warum Janukowitsch ausgerechnet Valerij Soldatenko, ein Mitglied der kommunisti-
schen Partei und früher Mitarbeiter am Institut für die Geschichte der kommunistischen Partei 
beim ZK der Kommunistischen Partei der Ukraine, zum neuen Leiter des ukrainischen Instituts er-
nannt hat. Es ist schwer vorstellbar, dass das Ziel des Instituts künftig die Aufarbeitung der kom-
munistischen Vergangenheit sein wird.1 
 
Dies zeigt sich beispielsweise am Umgang mit dem Holodomor (so die Bezeichnung der großen 
Hungersnot 1932/33 in der damaligen Sowjetunion, von der die Ukraine besonders hart betroffen 
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war). Der Holodomor wurde auch in der Vergangenheit politisch instrumentalisiert. Die neue Linie 
der Regierung ist, den Holodomor nicht mehr als Genozid zu definieren. Bildungsminister Dmitro 
Tabatschnyk kündigte an, den “Blödsinn“ des Holodomors aus den Schulbüchern entfernen lassen 
zu wollen. Experten gehen davon aus, dass Tabatschnyk eine pro-russische Linie verfolgt. Denn es 
geht darum, auch andere Themen, die Russland ein Dorn im Auge sind, aus den Geschichtsbüchern 
zu entfernen: die Repressionen der 30er Jahre, die Auseinandersetzung mit UPA (Ukrainische Auf-
standsarmee während und nach dem Zweiten Weltkrieg, die in der ukrainischen Geschichtsschrei-
bung und -politik stark umstritten ist) und OUN (Organisation Ukrainischer Nationalisten, deren 
Ziel die Unabhängigkeit der Ukraine war), die Dissidentenbewegung der 80er Jahre bis hin zur 
Orangenen Revolution.2  
Möglicherweise ist die Affäre um das Lemberger Museum „Gefängnis in der Lonski Straße“, das 
dem NKWD, der Gestapo und später dem KGB als Untersuchungsgefängnis gedient hat und in dem 
heute ein Archiv und eine Gedenkstätte für politische Gefangene untergebracht sind, auch in die-
sem Zusammenhang zu sehen. Der Leiter des Museums, der Historiker Ruslan Sabilyj, wurde des 
„Geheimnisverrats“ beschuldigt, das Archiv des Museums beschlagnahmt. Das Verfahren ist noch 
nicht abgeschlossen. Laut Auskunft der Mitarbeiter des Museums sind vor allem Dokumente be-
schlagnahmt worden, die auf der Website des Museums frei zugänglich waren. Auf den beschlag-
nahmten Computern war aber auch die noch nicht veröffentlichte Doktorarbeit des Direktors über 
die UPA gespeichert. 
Auch die Aufstellung eines Denkmals für Stalin als „Führer der Völker“ in Zaporishe wurde von der 
Regierung nicht kritisiert, da es sich um eine private Initiative und kein staatliches Denkmal han-
dele. 
 
Zurückdrängung des Ukrainischen  
 
Bildungsminister Tabatschnyk hat Maßnahmen ergriffen, den Gebrauch des Ukrainischen als Lan-
dessprache zurückzudrängen. Bisher mussten alle Abiturienten ihre Prüfungen auf Ukrainisch able-
gen. Ukrainisch war außerdem Abiturpflichtfach. Dies führte dazu, dass in den letzten Jahren alle 
Schüler, auch im Osten der Ukraine, ukrainisch lernen mussten. Jetzt können die Abiturienten die 
Examen in ihrer Regionalsprache, d.h. in erster Linie russisch, ablegen. Die Motivation, Ukrainisch 
zu lernen, sinkt damit. Vor dem Zusammenbruch der Sowjetunion lernten nur ca. 45 Prozent der 
                                                                                                                                                      
1
 Vgl., Vladimir V´jatrovič, President i istoričeskie torgi, in: Zerkalo Nedeli, 05.02.2011h, S. 14 
2
 Vgl., ebd. 
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Schulkinder in ukrainischer Sprache, und an den Universitäten dominierte das Russische mit ca. 90 
Prozent. Dank der Einführung des Ukrainischen als einzige Staatssprache und den Bemühungen 
aller ukrainischen Präsidenten vor Janukowitsch und aller Regierungen seit 1991, das Ukrainische 
als Landessprache zu fördern, betrug die Zahl der Schüler, die im Jahr 2008-2009 in russischer 
Sprache unterrichtet wurden 17,6 Prozent. Nur noch 12 Prozent der Studenten studierten in Rus-
sisch.3 Diese Tendenz wird sich nach der neuen Regelung wieder umdrehen. Ein weiterer Indikator 
für die Verdrängung der ukrainischen Sprache ist, dass künftig Filme, die auf dem ukrainischen 
Markt verkauft werden, nicht mehr ukrainisch synchronisiert oder mit ukrainischen Untertiteln 
versehen werden müssen. Dies wird dazu führen, dass alle russischsprachigen Filme nur noch in 
russischer Sprache gezeigt werden und auch viele ausländische Filme, die für den russischen Markt 
synchronisiert wurden, nicht zusätzlich ukrainisch übersetzt werden. 
 
Reform der staatlichen Verwaltung und Wiedereinsetzung der Verfassung von 1996 
 
Die Reform der staatlichen Verwaltung wurde in einer Nacht- und Nebelaktion und ohne öffentli-
che Diskussion beschlossen. Die Zahl der Ministerien wurde von 20 auf 16 reduziert. Die Anzahl der 
stellvertretenden Minister soll künftig von bisher bis zu 10 auf maximal drei und die Anzahl der 
Mitarbeiter der staatlichen Verwaltung um die Hälfte reduziert werden. Allerdings ist ohne eine 
Reform der Zuständigkeiten, insbesondere ohne die Delegierung von Entscheidungskompetenzen 
auf die Abteilungsleiter in den Ministerien, eine effizientere Verwaltung nicht zu erwarten. Das 
typische Kennzeichen einer sowjetischen Verwaltung, so wie sie in der Ukraine bis heute zum Teil 
noch existiert, ist die Entscheidungskonzentration in den Händen des Ministers. Dies erklärt auch 
die bisherige hohe Anzahl der stellvertretenden Minister, die notwendig waren, um überhaupt Ent-
scheidungen treffen zu können. Ohne eine Dezentralisierung von Kompetenzen und Übernahme 
von Zuständigkeiten und Verantwortung auf mehrere Ebenen ist keine Verwaltungsreform möglich. 
Eine Reduktion auf die Hälfte der Beamten führt bei Beibehaltung der gleichen Arbeitsweise und 
der Entscheidungshierarchien absehbar dazu, dass Entscheidungen noch länger dauern und die 
Zahl der stellvertretenden Minister schnell wieder auf 10 erhöht wird, so wie es in Russland nach 
der dortigen Verwaltungsreform geschehen ist. 
 
                                               
3
 Die tatsächliche Zahl der Studenten, die an den Universitäten in russischer Sprache studieren, dürfte höher sein. 
Oft ist es schwer, die Zahlen statistisch zu erfassen, weil die Dozenten sich im Osten und Süden des Landes nach 
den Wünschen der Studenten richten und der eine Dozent auf Ukrainisch, ein anderer, wenn die Studenten es wol-
len, auf Russisch unterrichtet. Vgl., Haran, Oleksi, Ukraina v Evrope: Voporosy i otvety, Kiev, 2010, S. 16 
  6 
Die politisch motivierte Entscheidung des Verfassungsgerichts vom 1. Oktober 2010, die ukraini-
sche Verfassung von 1996 wieder in Kraft zu setzen, zeigt, dass das Ziel der Verwaltungs- und Ver-
fassungsreform die Konzentration der Staatsmacht beim Präsidenten ist. Er ernennt und entlässt 
den Ministerpräsidenten, alle Minister und alle wichtigen Exekutivorgane ohne Zustimmung des 
Parlamentes.4 
Hinzu kommt, dass die Regierung unter den Slogans „Stabilität“ und „Konsolidierung“ zusätzlich 
Entscheidungskompetenzen in die Präsidialadministration oder neu gegründete, nicht demokra-
tisch legitimierte und von der Verfassung nicht vorgesehene Gremien verlegt. Ein Beispiel hierfür 
ist der Oberste Justizrat, dessen Mitglied zunächst auch der Geheimdienstchef Chodorkowskij war, 
der allerdings nach massiven öffentlichen Protesten diesen Posten abgeben musste. Der Oberste 
Justizrat hat die Ernennung der Richter vom Richterrat der Ukraine an sich gezogen. Das bedeutet, 
dass 20 Personen über die Ernennung von Richtern auf Lebenszeit oder über die Besetzung von 
wichtigen Gerichten entscheiden können. Weniger wichtig als die Zahl der Mitglieder ist die Beset-
zung des Gremiums. Bei der Ernennung der Richter dürfen auch der Generalstaatsanwalt Viktor 
Pschonka, sein Erster Stellvertreter Renat Kuz´min und ein weiterer Stellvertreter, Michajlo Gavril-
juk, mitbestimmen. Es scheint sich eine Tendenz abzuzeichnen, dass wichtige Gerichtsposten von 
Personen, die aus dem Umfeld der Partei der Regionen kommen, besetzt werden.5 Pschonka und 
sein Stellvertreter Kuzmin stammen beide aus Donetzk und wurden von Janukowitsch ernannt. Wie 
Generalstaatsanwalt Pschonka sein Amt interpretiert, hat der FAZ-Korrespondent Konrad Schuller 
in seinem Artikel vom 11.02.2011 zitiert: „Als Generalstaatsanwalt gehöre ich zu dem Team, das 




Demokratie wird immer mehr zur Imitation. Das Parlament wird zum Sitz der „Knopfdrücker“, die 
im Minutentakt Gesetze verabschieden, ohne dass diese die Parlamentsausschüsse durchlaufen 
oder im Plenum debattiert werden. Die Stimmkarten der Abgeordneten haben in der Regel die 
Fraktionsvorsitzenden. Abstimmungen erfolgen oft ohne Anwesenheit der Abgeordneten, wie man 
auch oft im Fernsehen sehen kann. Auch als mit angeblich 310 Stimmen und damit mit verfas-
sungsändernder Mehrheit die Präsidentschafts- und Parlamentswahlen um ein bzw. ein halbes 
                                               
4
 Zur Rücknahme der Verfassung von 2004 vgl., Luchterhandt, Otto, Der Kampf um das Regierungssystem der 
Ukraine – eine unendliche Geschichte, in Ukraine-Analysen Nr. 80, 2010 
5
 Oksana Marinenko/Oleg Schubin, Kadrami rešajut bse, in: Zerkalo Nedeli vom 05.02.2011, S. 7 
6
 Erfüllungsgehilfen des Präsidenten, FAZ vom 11.02.2011, S. 6 
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Jahr verschoben wurden, waren nachweislich Abgeordnete, deren Stimmkarten benutzt wurden, im 
Ausland. Der Parlamentspräsident selbst diskreditierte demokratische Verfahren, als er dem Parla-
ment bei der Eröffnung der Verchovna Rada (Parlament der Ukraine) am 1. Februar 2011 empfahl, 
sie möge die Reformen der Regierung unterstützen, und „wer nicht dafür ist, soll zumindest nicht 
stören“. Das Parlament wird in solchen Aussagen auf die Rolle der Zustimmung zur Regierung re-




Ein großer Erfolg für die Sicherung der Pressefreiheit war die Verabschiedung des Gesetzes über 
den „Zugang zu öffentlicher Information“ am 13. Januar 2011, für dessen Umsetzung der Vorsit-
zende des Komitees für Presse- und Informationsfreiheit, Andriy Schewschtenko sieben Jahre ge-
kämpft hat. Das Gesetz hat folgende Vorteile: Es verpflichtet alle staatlichen Organe zur Veröffent-
lichung öffentlicher Informationen auf ihren Webseiten, soweit sie Webseiten haben. Der Grund-
satz, alle Information der Öffentlichkeit zugänglich machen zu müssen, ist neu. Bisher war die 
Auskunftsfrist 30 Tage. Mit dem neuen Gesetz, das am 9. Mai in Kraft tritt, wird diese auf fünf 
Tage reduziert und gilt sowohl für Anfragen von Journalisten als auch für die Veröffentlichung von 
Informationen auf den Webseiten, Informationsständern in den Behörden und anderen Informati-
onsquellen. Das Gesetz erweitert auch den Kreis der Organisationen, die Auskunft erteilen müssen, 
so z.B. auch die Organe der lokalen Selbstverwaltung, was z.B. wichtig ist, wenn man Auskunft 
über die regionale Entwicklung erhalten möchte. 
Trotzdem ist die Pressefreiheit nicht gesichert. Die Presse- und Meinungsfreiheit wird derzeit in der 
Ukraine vor allem durch zwei Faktoren bedroht. Die Zeitungen und Fernsehkanäle gehören in der 
Regel Oligarchen, die Medien als Businessprojekte und/oder als Unterstützung ihrer Geschäfts- 
und politischen Interessen sehen. Da viele der Oligarchen die Seiten gewechselt haben und die 
Partei der Regionen unterstützen, geben die Medienbesitzer an die Chefredakteure die Vorgabe, die 
Regierung nicht zu kritisieren. Es braucht also keine staatliche Zensur, im vorauseilenden Gehor-
sam geben die Chefredakteure die Spielräume vor. Der zweite Faktor ist die Bedrohung durch Ge-
richtsverfahren, die nicht in der Ukraine, sondern vor allem in England angestrengt werden. Dort 
sind Journalisten und Herausgeber weniger geschützt und müssen oft hohe Entschädigungszah-
lungen leisten, die zum Ruin führen können.  
                                               
7
 Ukrainskaya Pravda vom 01.02.2011 
  8 
Der jüngste Fall ist eine Klage des ukrainischen Oligarchen Dmitrij Firtasch gegen die „Kiev Post“ 
wegen eines Artikels über die Korruption des Gaszwischenhändlers Rosukrenergo, dessen Mitbesit-
zer Firtasch ist. Firtasch brachte den Fall in London vor Gericht, mit der Absicht, eine hohe Ent-
schädigung wegen Verleumdung zu bekommen. Die Klage wurde indes mit der Begründung abge-
wiesen, es handele sich um einen Streit zwischen einem ukrainischen Unternehmer und einer uk-
rainischen Zeitung. Der stellvertretende Premierminister von Großbritannien, Nick Clegg, will dem 
Verleumdungstourismus künftig einen Riegel vorschieben, allerdings ist damit nicht vor 2012 zu 
rechnen.8 
Sehr beunruhigend ist, dass Serhiy Leschtschenko, ein unabhängiger Journalist, der viel über die 
persönliche Bereicherung Präsident Janukowitschs und seiner Familie in den ukrainischen Medien 
berichtet hat, eine indirekte Todesdrohung von Vjatscheslav Pichovschek erhalten hat. In einem 
Artikel in der „Isvestija v Ukraine“ vom 14. Februar 2011 schreibt Pichovschek, er schließe den Tod 
eines Journalisten wie z.B. Serhiy Leschtschenkos nicht aus. So wie bei Georgi Gongadse, fügt er 
noch an.9 Die Isvestija hat sich geweigert, eine Stellungnahme des betroffenen Journalisten 
Leschtschenko abzudrucken. Reporter ohne Grenzen ist über den Fall informiert und alarmiert. Es 




Kommunalwahlen – Indikator für nationale Wahlen 
Die Regionalwahlen vom Oktober 2010 waren überschattet von erneuten Manipulationen des 
Wahlgesetzes. So sollten zunächst Parteien, die nicht mindestens ein Jahr vorher in allen Lan-
desteilen registriert waren, nicht an der Wahl teilnehmen können. Dies betraf vor allem die Partei-
en von Arsenij Jatzenjuk und Sergej Tihipko, die bei den Präsidentschaftswahlen beträchtliche 
Stimmenanteile erzielt hatten. Erst nach Protesten im Parlament und in den Medien wurde diese 
Beschränkung kurz vor der Wahl wieder aufgehoben. Hinzu kam, dass, im Gegensatz zu früher, 
Parteien nicht mehr in Wahlblöcken antreten durften, was vor allem die Partei „Reformen und 
Ordnung“ traf, die in der Vergangenheit nicht allein, sondern im Wahlblock mit Julia Tymoschenko 
kandidiert hatte. Das dritte wichtige Element war die Veränderung des Wahlgesetzes von einem 
reinen Verhältniswahlrecht zu einem gemischten Verhältnis- und Mehrheitswahlrecht. Die Parteien 
                                               
8
 Vgl., Ukraine: free speech vs Firtasch, in: Financial Times, 24.02.2011 
9
 Vgl., Pichovšek, Vjačeslav, Ubit´ žurnalista. Kto i kak destabiliziruet prezidentstvo Viktora Janukoviča?, in: Ist-
vestija v Ukraine, 14.02.2011 
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mussten ihren Wahlkampf kurzfristig anpassen. Die Partei der Regionen versuchte, die Mehrheits-
wahlkandidaten auf der Ebene der Bürgermeister unter Druck zu setzen und sie dazu zu bewegen, 
der Partei der Regionen beizutreten. Das alte Instrument der sogenannten „administrativen Res-
sourcen“ spielte ebenfalls eine große Rolle bei der Behinderung der Opposition. Diese bestehen 
darin, Kandidaten nicht zu registrieren, Oppositionsparteien in den Wahlkommissionen nicht zuzu-
lassen und Staatsbedienstete unter Druck zu setzen, für die Partei der Regionen zu stimmen. Die 
Manipulationen gingen soweit, dass in den Gebieten Kiew, Lugansk und Lemberg statt der Partei 
von Julia Tymoschenko eine andere Organisation unter dem gleichen Namen registriert wurde und 
die Partei Batkiwtschyna in drei Gebieten, von denen sie in zweien (Kiew und Lemberg) die Mehr-
heit bei früheren Wahlen hatte, gar nicht zur Wahl zugelassen war! Aber wen wundert das, wenn 
die Wahlfälscher von 2004 im Jahr 2010 „legal“ und ungehindert am Werk waren? 
Wenn die Regionalwahlen der Lackmustest für die nächsten Nationalwahlen 2012 waren, dann ist 
davon auszugehen, dass wiederum kurzfristige Veränderungen des Wahlgesetzes stattfinden. Diese 
könnten darin bestehen, dass keine Wahlblöcke mehr erlaubt sind, ebenfalls ein gemischtes Wahl-
system oder ein reines Mehrheitswahlsystem auf nationaler Ebene eingeführt wird und die Beset-
zung der Wahlkommissionen so verändert wird, dass möglichst wenige Vertreter der Opposition die 
Auszählung der Stimmen verfolgen können. Die Einhaltung europäischer Standards bei den nächs-
ten Wahlen ist das Wichtigste, auf das die Europäische Union Wert legen sollte.  
 
Rating der Parteien 
Vom 9.-18. Februar 2011 führte das Kiewer Internationale Institut für Soziologie eine Befragung in 
der Ukraine mit 2040 Befragten durch. Auf die Frage, wen würden Sie wählen, wenn Mitte Februar 
Wahlen stattfänden, ergaben sich folgende Zahlen 
 







Partei der Regionen 28,5 16,8 
Block Julija Timoschenko 9,9 10,4 
Block Arsenij Jazenjuk 5,3 6,5 
Sil´na Ukraina (Sergej Tihipko) 8,1 3,3 
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Kommunistische Partei 3,4 3,3 
“Svoboda” 2,6 3,1 
Quelle: Kiewer Internationales Institut für Soziologie http://kiis.com.ua/ua/news/view-40.html 
 
Nur 53 Prozent der Befragten waren überhaupt bereit, an Wahlen derzeit teilzunehmen. 17,6 Pro-
zent würden „gegen alle“ stimmen, 14,7 Prozent nicht an den Wahlen teilnehmen und 17,3 Pro-
zent antworteten auf die Frage, ob sie an den Wahlen teilnehmen würden mit „schwer zu sagen“. 
 
Das Razumkow-Zentrum führte vom 27. Januar bis 2. Februar 2011 ebenfalls eine Befragung in der 
Ukraine mit 2009 Respondenten durch. Das Zentrum geht von einer höheren Wahlbeteiligung aus, 
was aber an der anders gestellten Frage liegt: 36,2% antworteten, sie nehmen sicher teil, 29,2% 
eher ja, wenn in nächste Zeit Wahlen durchgeführt werden. 
Wenn man beide Umfragen vergleichen will, muss man auf die Spalte „Alle Befragten im Janu-





Umfrage des Razumkow-Zentrums: 








2011 in % 




2011 in % 
Partei der Regionen 39,1 26,7 20,5  28,5 
Block Julija Timoschenko 14 12,4 12,5  17 
Block Arsenij Jazenjuk 3,8 5 7,5  10 
Sil´na Ukraina (Sergej Tihipko) 8,6 11,1 5,6  6,7 
Kommunistische Partei 3,3 3,5 3,6  4 
“Svoboda” 2,7 3,4 4,3  5,5 
 
Quelle: Razumkow-Zentrum, http://www.uceps.org/ukr/news.php?news_id=36 
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Beide Umfragen belegen die große Politikverdrossenheit in der Ukraine und das erhebliche Sinken 
der Umfragewerte der Partei der Regionen. Die Protestpartei Svoboda nimmt zu. Tihipko wird als 
Mitglied der Regierung in der Nähe zur Macht gesehen und verliert ebenfalls. Die wichtigste Oppo-




Diese Bilanz erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Sie will auch nicht den Präsidenten und 
die Regierung der Ukraine diskreditieren - wie Kritik in der Ukraine gerne verstanden wird. Sie 
zeigt wichtige Beispiele, die für den weiteren Weg der Ukraine entscheidend sind. Ohne Pressefrei-
heit gibt es keine Kontrolle der Regierung. Die Machtkonzentration beim Präsidenten verhindert 
eine effiziente Verwaltung sowie wirtschaftliche und politische Reformen. Zwar gibt es heute kei-
nen Konflikt mehr zwischen Parlament und Präsident. Gleichzeitig gibt es aber auch keinen 
Machtausgleich zwischen den verschiedenen Interessengruppen, die sich früher in Exekutive und 
Legislative gegenüberstanden. Heute verfügt die Partei der Regionen und mit ihr die Oligarchen 
aus Donetzk über die absolute Macht. Dies ist umso problematischer, weil zudem der Präsident 
eine kaum kontrollierte Machtfülle hat und alle wichtigen Posten im Staat besetzt. Das Parlament 
erhält zunehmend die Funktion eines Zustimmungsorgans. Ähnliche Erscheinungen haben wir 
schon in Russland gesehen. Dies muss nicht zwingend bedeuten, dass die Ukraine tatsächlich den-
selben autoritären Weg wählt wie Russland. Aber die Option besteht. Die Voraussetzungen dafür 
sind geschaffen – nach nur einem Jahr. 
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